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Bekanntmachung 
des Kreistagsbeschlusses über die konsolidierten Gesamtabschlüsse 

des Landkreises Harburg für die Haushaltsjahre 2016 und 2017 
und die Erteilung der Entlastung des Landrats hinsichtlich 

der konsolidierten Gesamtabschlüsse für diese Jahre 

Der Kreistag des Landkreises Harburg hat in seiner Sitzung am 25.06.2020 die konsolidierten 
Gesamtabschlüsse der Jahre 2016 und 2017 beschlossen. Dem Landrat wurde für diese 
Haushaltsjahre Entlastung gemäß § 129 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs­
gesetzes (NKomVG) hinsichtlich der konsolidierten Gesamtabschlüsse erteilt. 

Die konsolidierten Gesamtabschlüsse 2016 und 2017 mit den Konsolidierungsberichten liegen 
zusammen mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfamtes über die Prüfung der 
konsolidierten Gesamtabschlüsse 2016 und 2017 und der Stellungnahme des Landrats zu dem 
Schlussbericht zur Einsichtnahme im Kreishaus öffentlich aus (§ 129 Abs. 2 NKomVG und 
§ 156 Abs. 4 NKomVG). Die Unterlagen können in der Zeit vom 10.07.2020 bis zum 
20.07.2020 montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 8.00 Uhr bis 
13.00 Uhr nach vorheriger Terminvereinbarung (Tel. 04171-693-0) im Kreishaus, 
Gebäude B, Zimmer 137 in 21423 Winsen (Luhe), Schlossplatz 6 eingesehen werden. 

Der Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der konsolidierten 
Gesamtabschlüsse 2016 und 2017 des Landkreises Harburg wird zusammen mit der 
Stellungnahme des Landrats zu dem Schlussbericht gegen Kostenerstattung in Höhe von 
1,09 EUR an Dritte abgegeben. 

Hinweis: 

Zusätzlich werden diese Bekanntmachung und die zur Einsicht auszulegenden Unterlagen im 
Internet auf folgender Internetseite veröffentlicht: 
ht.tQ; //www.landkreis-harburq.de/bekanntmachungen 
Maßgeblich ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 

Winsen (Luhe), d 

c2 
Rainer Rempe 
Landrat 
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Öffentliche Zustellung 

Das nachfolgend bezeichnete Schriftstück des Landkreises Harburg wird öffentlich 
zugestellt (§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz in Verbindung mit § 1 Abs. 1 
Niedersächsisches Verwaltungszustellungsgesetz). 

Datum 
Schriftstücks: 

30.06.2020 

des Aktenzeichen: 

30.1 Ha Entz 388586 § 2a STVG 

Name und letzte bekannte Anschrift des Empfängers: 

Herrn Tayfun Mutu, Albert-Schweitzer-Str. 16, 21423 Winsen (Luhe} 

Der Empfänger oder eine von ihm bevollmächtigte Person kann das Schriftstück 
gegen Vorlage eines gültigen Lichtbildausweises bei folgender Stelle während der 
Öffnungszeiten einsehen oder abholen: 

Behörde Landkreis Harburg, Der Landrat 

Abt./ Betrieb/ Bürgerservice/Verkehr - Führerscheinstelle (30.1) 
Stabsstelle: 
Anschrift (ggf. 

Schloßplatz 6 (Gebäude A), 21423 Winsen (Luhe) Gebäude): 

Zimmer: AOOS 

Ich weise darauf hin, dass durch die öffentliche Zustellung des Schriftstücks Fristen in 
Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 

D Das Schriftstück enthält eine Ladung zu einem Termin, dessen Versäumnis Rechts­
nachteile zur Folge haben kann. 

Das Schriftstück gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Bekanntmachung zwei 
Wochen vergangen sind. 

Winsen (Luhe), den 03.07.2020 

Landkreis Harburg 
Der Landrat 
Im Auftrag 

Wischendorff 

Stand: 0212014 
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Landkreis Harburg - Postfach 14 40 - 21414 Winsen (Luhe) 

Bekanntmachung 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die nachstehende Sitzung gebe ich hiermit bekannt: 

LANDKREIS 
HARBURG 
DER LANDRAT 

Al/gemeiner Service und 

Kommunalaufsicht 
Auskunft erteilt lna Persiel 

Gebäude/ Zimmer: B-125 
Tel.- Durchwahl: 04171 693-113 

Telefax: 04171 687-113 
E-Mail: i.persiel@lkharburg.de 

sitzungsdienst@lkharburg.de 
Mein Zeichen: 10.1 - Per 

(Bei Antwort bitte angeben) 

Ihr Schreiben vom: 
Ihr Zeichen: 

Datum: 7. Juli 2020 

Sitzung:. 19. Sitzung des Ausschusses für Umwelt- und Klimaschutz 
(XVI 1. Wahlperiode) 

Tag, Datum: Montag, 13.07.2020 

Sitzungsbeginn: 15:00 Uhr 

Sitzungsort: 21224 Rosengarten-Ehestorf, Am Kiekeberg 1 , 
Telefon (040) 790 176-0, Agrarium Freilichtmuseum am Kiekeberg 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

1 Eröffnung der Sitzung 

2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 

3 Feststellung der Tagesordnung, Beschluss über die Aufnahme 
von Dringlichkeitsanträgen 

4 Bericht des Ausschussvorsitzenden 

5 Bericht des Landrates 

Landkreis Harburg 
Schloßplatz 6 
21423 Winsen (Luhe) 
Tel. 04171 693-0 

Parkplätze 
Schloßring 12 
Eppens Allee 

Elektronische Kommunikation 
www.landkreis-harburg.de 

Sparkasse Harburg-Buxtehude 
IBAN DE56 2075 0000 0007 0289 62 

Termine nach Vereinbarung 

Es gelten die Richtlinien auf 
unseren Internetseiten. 
https ://www. la ndkreis-harburg .de/ digitaleKommunikation 
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6 Bericht des Kreisnaturschutzbeauftragten 

7 Einwohner/innenfragestunde 

8 Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 08.06.2020 - öffentlicher Teil 

9 Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung 

10 Neuausweisung von Landschaftsschutzgebieten 

10.1 Neuausweisung des Landschaftsschutzgebietes WL-12 
"Rosengarten-Kiekeberg-Stuvenwald" 

10.2 Neuausweisung des Landschaftsschutzgebietes WL-13 
"Tötenser Sunder" 

11 Umsetzung von Natura 2000 im Landkreis Harburg -
Neuausweisung des. Naturschutzgebietes "Lüneburger Heide" 

12 Klimaallianz in der Landwirtschaft 

13 Anregungen und Beschwerden 

14 Anfragen 

15 Einwohner/innenfragestunde 

16 Schließung der Sitzung 

Freundliche Grüße 

1. A. 

begl. lna Persiel 

Hinweis zur Sitzung des Ausschusses für Umwelt- und Klimaschutz 

Die Besucherzahl zur Sitzung des Ausschusses für Umwelt- und Klimaschutz 
am 13.07.2020 ist aufgrund der Pandemie auf 30 Personen begrenzt. 
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BuchholzM/111" 

IN DER NORDHEIDE 

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Buchholz i. d. N. Nr. 44 / 2020 

hiermit lade ich zur 29. öffentlichen Sitzung des Rates der Stadt 
Buchholz i.d.N. am 

ein. 

Dienstag, 14.07.2020 
um 19:00 Uhr 

Saal EMPORE, Breite Straße 10, 21244 Buchholz i. d. N. 

Hinweis: Ein Mund und Nasenschutz ist erwünscht 

TAGESORDNUNG 

1. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

2. Tagesordnung: 

2.1. Dringlichkeitsanträge 

2.2. Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit 

2.3. Feststellung der Tagesordnung 

3. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 
14.05.2020 

4. Bericht des Bürgermeisters 

Eine öffentliche Einwohnerfragestunde wird 
eingefügt 

5. Einführung eines beratenden Sitzes im Ausschuss 
für Stadtentwicklung und Umwelt 
Antrag des Jugendrates vom 14.05.2020 

6. Ausschuss-/Gremienumbesetzung 
Mitteilung der Fraktion Buchholzer Liste vom 
30.6.2020 
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7. Festsetzung der Höhe der angemessenen 
Aufwandsentschädigung für Ratsmitglieder als 
Vertreter der Stadt Buchholz i. d. N. in 
Unternehmen und Einrichtungen in einer 
Rechtsform des privaten Rechts 

8. Jahresabschluss 2019 der Wirtschaftsbetriebe 
Stadt Buchholz i. d. N. GmbH und 
Tochtergesellschaften 

9. Neufassung der Hauptsatzung 
Beschlussempfehlung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Finanzen und Verwaltung vom 
07.05.2020 

10. Satzung über die Festlegung von Schulbezirken 
der Stadt Buchholz i. d. N. vom 27.09.2018; 1. 
Änderungssatzung 

11. Kommunales Votum zum Betrieb des 
Mehrgenerationenhauses "Kaleidoskop" 

12. Erlass der Kita-Gebühren im Zuge der 
angeordneten Schließung zur Eindämmung des 
Corona-Virus 

13. Anwendung der Richtlinie zur Förderung von 
außerschulischen Betreuungsangeboten für 
Schulkinder in Bezug auf die Erhebung von 
Elternbeiträgen im Rahmen der Corona-Pandemie 

14. Erhöhung der Eintrittspreise in der EMPORE 
Antrag der AfD-Fraktion im Rat der Stadt Buchholz 
i. d. N. vom 05.06.2020 

15. Unterstützung der Buchholzer Gastronomen 
Dringlichkeitsantrag der FDP-Fraktion im Rat der 
Stadt Buchholz i. d. N. vom 15.05.2020 

Unterstützung Buchholzer Gastronomen 
15.1. Änderung der Sondernutzungsgebührensatzung 

16. 2. Nachtragshaushalt zum Doppelhaushalt 
2019/2020 

16.1 2. Nachtragshaushalt zum Doppelhaushalt 
2019/2020 - Beschlussfassung 

17. Anzeige pflichtige Nebentätigkeiten oder diesen 
gleichgestellte Nebentätigkeiten des 
Bürgermeisters im Sinne des § 81 Abs. 5 NKomVG 
(Mitteilungspflicht von Nebentätigkeiten) 
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18. Gesellschafterversammlung der Kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft für den Landkreis 
Harburg mbH 
Weisungsbeschlüsse für die Vertreter in der 
Gesellschafterversammlung 

Eine öffentliche Einwohnerfragestunde wird 
eingefügt 

19. Anfragen gern.§ 17 der Geschäftsordnung 

Buchholz i. d. N., den 30.06.2020 

Der Bürgermeister 
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Gemeinde Drage 
- Der Bürgermeister-

Bekanntmachung 

Widmung der Gemeindestraße „Saatlandring " im Ortsteil Drage 
für den öffentlichen Verkehr 

Der Rat der Gemeinde Drage hat in seiner Sitzung am 23. Juni 2020 
die Widmung folgender Straße beschlossen: 

Die Gemeindestraße innerhalb des Bebauungsplangebietes Nr. 22 
„Dragweg" mit den Flurstücken 29/1 und 30 der Flur 1 der Gemarkung 
Drage und ein Teilstück von 220 m des Flurstückes 31/1 der Flur lder 
Gemarkung Drage (Einmündung L 217 bis zur Hausnummer 1 A 
des Dragweges) wird gern. § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen 
Straßengesetzes (NStrG) in der Fassung vom 24.09.1980 (Nds. GVBL. S 395) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.06.2018 (Nds. GVBL. S 112) für den 
öffentlichen Verkehr gewidmet. Die Widmung wird mit der öffentlichen 
Bekanntmachung wirksam. 

Der Abschnitt der o.a. Straße wird gemäß§ 3 Abs. 1 Nr. 3 NStrG als 
Gemeindestraße eingestuft. Träger der Straßenbaulast ist die Gemeinde 
Drage (§ 48 NStrG). 

Die Grenzen der Widmung ergeben sich aus dem anliegenden Lageplan. 

-2-
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-2-

Rechtsbelehrung: 
Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden. Die Allgemeinverfügung gilt 
mit dem Tage nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. 
Der Widerspruch ist bei der Gemeinde Drage, Winsener Straße 40, 21423 
Drage, einzulegen. 

Dra7e, den 23. Juni 2020 

.... ld. . .1~l .... lt..~ ... L .. 
Harden, Bürgermeister 

Anlage: Lageplan 
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Gemeinde Drage 
- Der Bürgermeister-

Bekanntmachung 

Widmung der Gemeindestraße „Kirschenweg" im Ortsteil Drage 
für den öffentlichen Verkehr 

Der Rat der Gemeinde Drage hat in seiner Sitzung am 23. Juni 2020 
die Widmung folgender Straße beschlossen: 

Die Gemeindestraße innerhalb des Bebauungsplangebietes Nr. 18 
„Winsener Straße-Ost" mit dem Flurstück 66 der Flur 1 der Gemarkung 
Drage wird gern. § 6 Abs. 1 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) 
in der Fassung vom 24.09.1980 (Nds. GVBL. S 395) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20.06.2018 (Nds. GVBL. S 112 ) für den öffentlichen Verkehr 
gewidmet. Die Widmung wird mit der öffentlichen Bekanntmachung 
wirksam. 

Der Abschnitt der o.a. Straße wird gemäß§ 3 Abs. 1 Nr. 3 NStrG als 
Gemeindestraße eingestuft. Träger der Straßenbaulast ist die Gemeinde 
Drage (§ 48 NStrG). 

Die Grenzen der Widmung ergeben sich aus dem anliegenden Lageplan. 

Rechtsbelehrung: 
Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch eingelegt werden. Die Allgemeinverfügung gilt 
mit dem Tage nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. 
Der Widerspruch ist bei der Gemeinde Drage, Winsener Straße 40, 21423 
Drage, einzulegen. 

Drage, den 23. Juni 2020 

.. t.?&.t. .... /1/~ .... ~ ...... . 
Harden, Bürgermeister 

Anlage: Lageplan 
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Hlnllels: 
Aus arletlsclllllzllChllcfaen •Grünllllmslnd Gehölrrodlmgen 111d Riualllbebn von wlaen Vegutatlonsbaändan 
n Gebludetelen mN FUllktlonel\ als poteazlelles Brulhabllat (Schuppen) IUlerhalb der 1.d vom 01.lllirz bis 
31. September, d.h. unter Be der alllchen nach 39 BNaflchG, dun:hzufGhren. 

Übersichts lan M. 1 :5000 

Bebauungsplan Nr.18 
"Winsener Straße-Ost" mit örtlichen Bauvorschriften 

PLANZEICHNUNG Dalanl : 03.12,2114 .,_ : ...., ....... :1 :111111 

Maßstab 1 :1000 Dipl.-Ing. Architekt Thomas Block, Rathausstra8e 7, 21423 Winsen 
TeL:04171-868020 FAX: 868021 

Sland : 12J7.2016 
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Gemeinde Egestorf 
Der Bürgermeister 

Bekanntmachung 

Inkrafttreten 
des Bebauungsplans "Rahnstraat" 

mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung 
gern.§ 84 Abs. 6 NBauO tV.m. § 84 Abs. 3 NBauO 

Der Rat der Gemeinde der Gemeinde Egestorf (Samtgemeinde Hanstedt) hat in seiner Sitzung 
am 01.07.2020 den Bebauungsplan "Rahnstraat' mit örtlichen Bauvorschriften über· die 
Gestaltung gem. § 84 Abs. 6 NBauO i.V.m. § 84 Abs. 3 NBauO, bestehend aus der 
Planzeichnung mit den textlichen Festsetzungen sowie der Begründung, gemäß§ 1 Absatz. 3 
und § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), in Verbindung mit den §§ 10 und 58 des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) als Satzung sowie die 
Begründung beschlossen. 

Die Lage des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. Die 
genauen Grenzen des Ptangebietes gehen verbindlich aus den Eintragungen im 
Bebauungsplan hervor. 

1. 

(Quelle: Auszug aus den Geodaten des Landesamtes für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen. 

2020 

Mit dieser Bekanntmachung gemäß § 1 O Absatz 3 BauGB tritt der Bebauungsplan 11Rahnstraae 
mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung gern. 
§ 84 Abs, 6 NBauO i.V.m~ § 84 Abs. 3 NBauO in Kraft 
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Der Bebauungsplan "Rahnstraatli mit örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung gern. 
§ 84 Abs. 6 NBauO LVm. § 84 Abs. 3 NBauO einschließlich der Begründung kann vom Tage 
der Veröffentlichung an im Rathaus der Gemeindebüro Egestorf, Schätzendorfer Straße 8, 
21272 Egestorf, während der Öffnungszeiten von jedermann eingesehen werden. Über den 
Inhalt wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

Auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des Baugesetzbuches wird 
hingewiesen. 

Gemäß § 215 Absatz 2 BauGB wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen der nachstehenden Bestimmungen des 
Baugesetzbuches hingewiesen. 

Unbeachtlich werden gemäß§ 215 Absatz 1 BauGB 
1. eine nach § 214 Absatz 1 ,Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des§ 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 

über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und 
3. nach§ 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs1 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich 
gegenüber der Gemeinde Egestorf geltend gemacht worden sind; Der Sachverhalt der die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften oder den Mangel der Abwägung begründen 
soll, ist darzulegen. 

Gemäß§ 44 Absatz 5 BauGB wird auf die Vorschriften des§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 sowie 
Absatz 4 BauGB hingewiesen. 

Gemäß § 44 Absatz 3, Satz 1 und 2 BauGB kann der Entschädigungsberechtigte 
Entschädigung verlangenl wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die 
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem Entschä~igungspflichtigen beantragt. 

Gemäß§ 44 Absatz 4 BauGB erlischt ein Entschädigungsanspruch, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sindi die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

Der in Kraft getretene Bebauungsplan ist mit der Begründung auch im Internet unter 
https://www.hanstedt.de/unsere-gemeinden/ gestorf/ einsehbar. 

Seite 2 von 2 Seiten 
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"Förderrichtlinien für die Vergabe von Haushaltsmitteln für private und öffentliche Umweltschutzmaßnahmen in 
der Gemeinde Egestorf', Fassung: 02.03.2020 

Gemeinde Egestorf 

Förderrichtlinien 
für die Vergabe von Haushaltsmitteln 

für private und öffentliche Umweltschutzmaßnahmen in der Gemeinde Egestorf 

Der Rat der Gemeinde Egestorf hat in seiner ·Sitzung am 01.07.2020 nachstehende 
Richtlinien beschlossen. Die nach diesen Richtlinien möglichen Zuwendungen 
unterstützen die Eigentümer und Dritte bei der Umsetzung von Pflegemaßnahmen an für 
das Ortsbild oder den Naturhaushalt bedeutenden Bäumen und bei sonstigen 
Maßnahmen, die dem Umweltschutz dienen. 

§1 
Allgemeines 

(1) Die Förderung ist eine freiwillige Leistung. Sie liegt im freien Ermessen der 
Gemeinde Egestorf und wird im Rahmen der im Haushaltsplan zur Verfügung stehenden 
Mittel gewährt. 

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht 

(3) Wurden dem Antragsteller bereits Fördermittel nach dieser Richtlinie gewährt, wird 
der Antrag nachrangig gegenüber anderen Antragstellern berücksichtigt1 wenn die 
Förderung innerhalb der letzten 3 (drei) Jahre erfolgt ist 

(4) Als förderungswürdig gelten folgende Maßnahmen: 
1. im Folgenden näher bezeichnete standortgerechte Anpflanzungen, 
2, bestimmte Gewässerpatenschaften für Bäche (Gewässer 3. Ordnung), 
3. Grünflächenpatenschaften, 
4. Pflegemaßnahmen an im Folgenden näher bezeichneten Laubbäumen 
5. Sonstige Maßnahmen. 

§2 
Standortgerechte Anpflanzungen 

(1) Förderungswürdig sind folgende 1 standortgerechte Anpflanzungen von Laubbäumen 
und Hecken, die aufgrund keiner anderweitigen Verpflichtung erfolgen: , 

1. großkronige Laubbäume (wie in § 4 aufgelistet) 
2. hochstämmige Obstbäume 
3. Wallhecken und Knicks 

• Crataegus monogyna-Weißdorn 
• Corylus avellana - Hasel 
• Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen 
• Prunus spinosa - Schlehe 
• Rhamnus frangula - Faulbaum 
• Rosa canina O 

- Hundsrose 
• Salix aurita - Öhrchenweide 
• Salix caprea - Salweide 
• Salix cinerea - Grauweide 
• Salix purpurea - Purpurweide 
• Salix triandra - Mandefweide 
• Salix viminalis - Korbweide 
• Sambucus nigra - Schwarzer Holunder 
• Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball 
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(2) Große Maßnahmen, wie z.B. die Anpflanzung von Hecken, müssen beantragt und 
durch die Verwaltung geprüft werden. 

§3 
Patenschaften für Gewässer und Grünflächen 

(1) Patenschaften für Gewässer - Bäche - (Gewässer 3. Ordnung) sind als sinnvolle 
Heranführung Interessierter an die Natur anzusehen. Pro Gewässer ist nur eine 
Patenschaft zulässig. 

(2) Für Grünflächenpatenschaften geeigneter, gemeindeeigener Flächen legt die 
Gemeindeverwaltung die Pflegemaßnahmen fest Hiervon ausgeschlossen sind Flächen, 
für die gemäß Straßenreinigungssatzung der Gemeinde Egestorf eine Reinigungspflicht 
besteht 

§4 
Erhaltung der Laubbäume 

Baumpflegemaßnahmen auf Wohn- und Hofgrundstücken, die der Erhaltung des 
Baumes oder der Abwendung von Gefahren dienen und die gemäß der zusätzlichen 
Technischen Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege und Baumsanierung 
(ZTV-Baumpflege) durchgeführt werden, werden für Bäume mit einem Stammumfang 
von mindestens 1,20 m in einer ·Höhe von 1,00 m und folgende Baumarten als 
förderungswürdig angesehen: . 

• Spitzahorn - (Acer platanoides)l 
• Bergahorn - (Acer pseudoplatanus) 
• Feldahorn - (Acer campestre) 
• Rosskastanie - (Aesculus hippocastanum) 
• Hainbuche - (Carpinus betulus) 
• Rotbuche - (Fagus sylvativa 1 einschl. Blutbuche) 
• Esche - (Fraxinus excelsior) 
• Traubeneiche - (Quercus petraea) 
• Amerikanische Eiche / Roteiche (Quercus rubra) 
• Stieleiche - (Quercus robur) 
• Walnussbaum - (Juglans regia) 
• Winterlinde - (Tilia cordata) 
• Sommerlinde - (Tilia platyphyllos) 
• Feldulme - (Ulmus minor) 
• Bergulme - (Ulmus glabra) 
• Flatterulme - (Ulmus laevis) 
• Robinie - (Robinia pseudoacacia) 
• Wallnussbaum - (Juglans regia) 

§5 
Sonstige Maßnahmen 

Sonstige Umweltschutzrnaßnahmen in der Gemeinde Egestorf, die durch Private! 
Naturschutzverbände oder sonstige Dritte durchgeführt werden, sind ebenfalls anteilig 
förderfähig. 
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§6 
Förderung,Zuschüsse 

(1) Die Höhe des Zuschusses beträgt im Falle des § 2 Abs. 1 100 % des Wertes der 
Pflanzenlieferung, höchstens jedoch 100 € je Maßnahme, im Falle des Absatzes 2 ohne 
Festlegung eines Höchstbetrages. 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 1 und 2 stehen für jede Patenschaft pauschal 100 € zur 
Verfügung. 

(3) Die Höhe des Zuschusses beträgt bei Maßnahmen an einem Baum im Falle des § 4 
50 % der schriftlich nachgewiesenen Baumpflegekosten. höchstens jedoch 300 € pro 
Maßnahme, Antragsteller und Jahr. 

Bei Maßnahmen an mehreren Bäumen erhöht sich der Zuschuss je Baum um maximal 
200 €, jedoch maximal 50 % der nachgewiesenen Sanierungskosten pro Maßnahme, 
Antragsteller und Jahr. Ab 5 Bäume höchstens 1.000 € pro Antragsteller, Jahr und 
Maßnahme - maximal 50 % der nachgewiesenen Sanierungskosten. 

Somit fällt die maximale Förderung wie folgt aus: 
Anzahl der Bäume 50 % der nachgewiesenen Kosten, höchstens jedoch: 
1 300€ 
2 500€ 
3 700€ 
4 900€ 
5 und mehr 1.000 € 

(4) Die Höhe des Zuschusses beträgt im Falle des § 5 maximal 50 % der 
nachgewiesenen Materialkosten, höchstens jedoch 300 € je Maßnahme, Antragsteller 
und Jahr. 

(5) Ausnahmsweise können für Maßnahmen nach § 3 und § 5 höhere Förderbeträge 
durch den Verwaltungsausschuss der Gemeinde gewährt werden, wenn die 
Umweltschutzmaßnahme bedeutend für das allgemeine Interesse der Gemeinde ist. 

§7 
Antragsverfahren 

(1) Zuschüsse nach diesen Richtlinien können schriftlich bei der Gemeinde Egestorf 
beantragt werden und werden von der Verwaltung fachlich geprüft. Bei der Einreichung 
von Zuschussanträgen für Pflegemaßnahmen an Laubbäumen ist ein 
Kostenvoranschlag beizufügen. Wird seitens der Gemeinde eine Förderung aus 
sachlichen oder finanziellen Grünen nicht für vertretbar gehalten, wird dies dem 
Antragsteller mitgeteilt. 

(2) Eine Förderung entfällt, sofern vor der Bewilligung begonnen oder die Bewilligung zur 
vorzeitigen Ausführung der Maßnahme nicht erteilt wurde. 

(3) Nach der Prüfung des Antrages erhält der Antragsteller einen Bescheid 1 in dem die 
maximale Höhe der Förderung festgesetzt ist. Gleichzeitig werden dem Antragsteller die 
Verpflichtungen mitgeteilt, die er durch die Annahme der Förderung eingeht. 

(4) Die Auszahlung der Förderung erfolgt nach Vorlage der Rechnung, bezogen auf die 
tatsächlich entstandenen Kosten. Wurde für Baumpflegemaßnahmen der im 
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Kostenvoranschlag ermittelte Betrag überschrittent erfolgt eine Auszahlung in Höhe der 
vorher festgesetzten maximalen Förderung. 

§8 
Verpflichtung des Antragstellers und der Gemeinde 

(1) Der Antragsteller, der zur Anpflanzung oder Pflege eines Baumes eine Förderung 
nach diesen Richtlinien erhalten hat1 verpflichtet sich, den betreffenden Baum zu pflegen 
und nicht ohne Einwilligung der Gemeindeverwaltung zu entfernen, wesentlich zu 
verändern oder sonst wie nachhaltig zu schädigen. · 

(2) Die Gemeindeverwaltung hat der Entfernung und wesentlichen Veränderung eines 
Baumes zuzustimmen, wenn dieser altersabgängig oder wegen anderer Mängel nur mit 
unverhältnismäßig hohem Aufwand erhalten werden kann. Dies gilt ebenso in Fällen 
unbilliger Härte. 

(3) Der Antragsteller trägt Sorge, dass die von ihm übernommenen Verpflichtungen bei 
einer Veräußerung, Vermietung oder Verpachtung des Grundstockes auf den neuen 
Verfügungsberechtigten übergehen. Sofern er dieser Verpflichtung nicht nachkommt und 
der Baum ohne Einwilligung durch die Gemeindeverwaltung entfernt, wesentlich 
verändert oder nachhaltig geschädigt wird, ist er zur Erstattung der Förderung 
verpflichtet. 

§9 
Verkehrssicherungspflicht 

(1) Die Verkehrssicherungspflicht wird durch die Gewährung einer Förderung nicht 
berührt. Größere Maßnahmen an geförderten Bäumen zur Gefahrenabwehr sind 
grundsätzlich mit der Gemeindeverwaltung vorab abzustimmen. Bei Gefahr im Verzuge 
können die erforderlichen Maßnahmen sofort durchgeführt werden, sind aber der 
Gemeindeverwaltung unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die daraus entstehen, dass der 
Verkehrssicherungspflichtige die Maßnahme zur Gefahrenabwehr von der Förderung 
durch die Gemeinde abhängig machen möchte. 

§10 
Erstattung der Förderung 

(1) Entfernt der Antragsteller oder der Verfügungsberechtigte ohne Einwilligung der 
Gemeindeverwaltung vertragswidrig einen Baum, für den gemeindliche Leistungen 
gewährt worden sind, hat er die Leistung zu erstatten. Dies gilt ebenso bei einer nicht 
genehmigten wesentlichen Veränderung und sonstigen nachhaltigen Schädigung eines 
Baumes. 

§ 11 
Inkrafttreten 

(1) Diese Richtlinien treten zum 09.07.2020 in Kraft. 

Egestorf, den 01.07.2020 
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Gemeinde Egestorf 
Der Bürgermeister 

BEKANNTMACHUNG 

Die Berichte über die Prüfungen der Jahresabschlüsse 2009 - 2017 liegen vor. 

Die Jahresabschlüsse wurden gemäß § 129 Abs. 1 NKomVG dem Rat vorgelegt, gleichzeitig 
hat der Rat der Gemeinde Egestorf in seiner Sitzung am 01.07.2020 dem Bürgermeister die 
Entlastung für die Haushaltsjahre 2009-2017 erteilt. 

Gemäß § 156 Abs.4 Satz 3 liegen die Schlussberichte des Rechnungsprüfungsamtes, sowie 
die Stellungnahme des Bürgermeisters in der Zeit vom 

bis 10.07.2020-17.07.2020 

im Gemeindebüro Egestorf, Schätzendorfer Straße 8, 21272 Egestorf, während den 
Sprechzeiten öffentlich zur Einsichtnahme aus. 

Schreiber 
Bürgermeister 
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e einde andeloh 
Der Bürgermeister 

Handeioh. den . ~Ir .. , fi. t.~ ~9. <t-9 

E NT HUN NR .. /.l .. ./2020 

über _den Satzungsbeschluss für den 
Bebauungsplan Nr. 14 „Amselweg-Ost" 

Der Rat der Gemeinde Handeloh hat in seiner öffentlichen Sitzung am 18.06.2020 den 
Bebauungsplan Nr. 14 ,,Amselweg-Ost" gemäß § 10 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) als 
Satzung beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs, 3 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht. 

Mit dem Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt für den Landkreis Harburg tritt der 
Bebauungsplan Nr. 14 ,,Amseiweg-Osf' in Kraft. 

Der Bebauungsplan Nr. 14 ,.Amselweg-Ost". die Begründung, der Umweltbericht sowie die 

zusammenfassende Erklärung können auf der Internetseite ~·!,_1/.tY!:.JJ~Di"t~!f~D.fi;g und im 
Rathaus der Gemeinde Hande!oh. Am Markt 1, 21256 Handeioh zu den Öffnungszeiten 
eingesehen und über deren in halt Auskunft verlangt werden, 

Auf die Voraussetzung für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des 

§ 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeachtiich werden demnach: 

1, eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der 
dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften. 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Beoauungsplans und des 
Flächennutzungsplans und 

3, nach§ 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs. 

wenn sie nicht innerhaib eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans Nr. 14 
,.Amselweg-Ost" schriftlich gegenüber der Gemeinde Handeloh unter Darlegung des die 

Verletzung begründenden Sachverhaits geltend gemacht worden sind. 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs, 3 Satz 1 und Satz 2 sowie Abs. 4 BauGB wird 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach §§ 39 bis 42 BauGB 
bezeichnete Vermögensnachteile. wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 

Der räumliche Geltungsbereich ist im anliegenden Kartenausschnitt durch eine schwarze, 
unterbrochene Linie kenntlich gemacht 
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SAMTGEMEINDE JESTEBURG 

Verordnung über die Ausweisung eines Wildschongebietes 
in der Samtgemeinde Jesteburg 

Aufgrund des § 33 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und 
die Landschaftsordnung (NWaldLG) vom 21.03.2002 (Nds. GVBI. S. 112), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 § 14 des Gesetzes vom 20.05.2019 (Nds. GVBI. S. 88) in Verbindung mit§§ 
10 Abs. 6 und 58 Abs. 1 Nr. 5 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 § 111 des 
Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds. GVBI. S. 309) hat der Rat der Samtgemeinde Jesteburg in 
seiner Sitzung am 14. Mai 2020 folgende Verordnung beschlossen. 

§1 
Wildschongebiet und Geltungsbereich 

(1) Zum Schutz der Rückzugsmöglichkeiten des Wildes, insbesondere zum Schutz der 
Jungtiere sowie der sonstigen wild lebenden Tiere vor Beunruhigung, wird in der Samt­
gemeinde Jesteburg ein Wildschongebiet ausgewiesen. 

(2) Die Fläche des Wildschongebietes umfasst die Feld- und Waldflächen sowie die Wirt­
schaftswege im Revier der Jagdgenossenschaft ltzenbüttel-Reindorf. 

(3) Das Wildschongebiet ist in der anliegenden Karte im Maßstab 1 : 5000 dargestellt. Die 
Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. 

( 4) Die Kennzeichnung des Wildschongebietes wird durch amtliche Beschilderung an den 
Zufahrts- und Zugangswegen durchgeführt. 

§2 
Leinenzwang für Hunde 

(1) Innerhalb des in§ 1 genannten Gebietes sind Hunde ganzjährig an der Leine zu führen. 
(2) Die zulässige Höchstlänge der Leine beträgt 1 O m. 
(3) Ausgenommen von der Pflicht nach Abs. 1 sind Hunde, die 

a. zur befugten Jagdausübung 
b. als Rettungs- oder Hütehunde, 
c. von der Polizei, dem Bundesgrenzschutz oder dem Zoll eingesetzt werden oder 
d. ausgebildete Blindenführhunde sind. 

§3 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Nach§ 42 Abs. 3 Nr. 7 des Niedersächsischen Gesetzes über den Wald und die Land­
schaftsordnung (NWaldLG) handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dem 
Gebot des § 2 dieser Verordnung zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 42 Abs. 4 NWaldLG mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,00 € geahndet werden 
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VO Wildschongebiet Samtgemeinde Jesteburg 

§4 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 01.08.2020 in Kraft. 

Jesteb rg, den 18. Juni 2020 

Bur ester 
Allgemeiner Vertreter 

Seite 2 von 2 
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Satzung 

über das Friedhofs- und Bestattungswesen 
m Samtgemeinde Salzhausen 

- Friedhofssatzung -

Aufgrund der§§ 10, 11, 13, 58 und 98 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
· (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) und des Niedersächsischen Gesetzes über 

das Leichen-, Bestattungs- und Friedhofswesen - Niedersächsisches Bestattungsgesetz 
(NBestattG) vom 08.12.2005 (Nds. S. 66), jeweils in der zurzeit geltenden Fassung, 
hat der Rat der Samtgemeinde Salzhausen in seiner Sitzung am 29.06.2020 folgende Satzung 
beschlossen: 

Inhalt: 

I. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 Geltungsbereich 
§ 2 Friedhofszweck 
§ 3 Bestattungsbezirke 
§ 4 Schließung und Entwidmung 

II. Ordnungsvorschriften 
§ 5 Öffnungszeiten 
§ 6 Verhalten auf dem Friedhof 
§ 7 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
§ 8 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
§ 9 Särge 
§ 10 Ausheben der Gräber 
§ 11 Ruhezeit 
§ 12 Umbettungen 

§ 13 Arten der Grabstätten 
§ 14 Reihengrabstätten 
§ 15 Wahlgrabstätten 
§ 16 Urnenreihengrabstätten 
§ 17 Urnenwahlgrabstätten 

IV. Grabstätten 

§ 18 Grabflächen für anonyme Bestattungen 
§ 19 Rasenreihengrabstätten 
§ 20 Rasenwahlgrabstätten 
§ 21 Baumurnenreihengrabstätten 
§ 22 Baumw::nenwahlgrabstätten 

',./2 
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V. Gestaltung der Grabstätten, Grabmale und baulichen Anlagen 
§ 23 u1i;2~errLeu1e Gestaltungsgrundsätze 
§ 24 Allgemeine Bestimmungen 
§ 25 Verwendung von Natursteinen 
§ 26 Zustimmungserfordernis 
§ 2 7 Fundamentierung und Befestigung 
§ 28 Unterhaltung 
§ 29 

VI. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
§ 30 Herrichtung und Unterhaltung 
§ 31 Herrichtung und Pflege der Grabstätten in Rasenlage 
§ 32 Vernachlässigung der Grabpflege 

VII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
§ 33 Benutzung der Leichenhalle 
§ 34 Trauerfeier 

§ 3 5 Alte Rechte 
§ 36 Haftung 
§ 3 7 Gebühren 

VIII. Schlussvorschriften 

§ Ordnungswidrigkeiten 
§ 3 9 Inkrafttreten 

,./3 
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I. 

§ l 
Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Samtgemeinde Salzhausen gelegenen 
und von ihr verwalteten kommunalen Friedhöfe: 

1. Friedhof Eyendorf 
2. Friedhof Garlstorf 
3. Friedhof Garstedt 
4. Friedhof Lübberstedt 

5. Friedhof Putensen 
6. Friedhof Tangendorf 
7. Friedhof Toppenstedt 
8. FriedhofVierhöfen 

§2 
Friedhofszweck 

1. Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der Samtgemeinde Salzhausen. Sie 
erfüllen wegen ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine Grünflächenfunktion. Die 
Friedhöfe sollen dem dörflichen Charakter entsprechen. Die Begrünung ist standort­
gerecht anzulegen. Jeder hat das Recht, die Friedhöfe als Orte ·der Ruhe und Besinnung 
für Zwecke einer der Würde des Ortes entsprechenden Erholung aufzusuchen. 

2. Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner 
Samtgemeinde Salzhausen waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten 

Grabstätte besaßen. Die Bestattung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung 
der Samtgemeinde Salzhausen. Die Beisetzung von anderen Personen darf nicht 
venveigert werden, wenn andere Bestattungsmöglichkeiten fehlen. 

§3 
Bestattungsbezirke 

l. Das Samtgemeindegebiet wird in folgende Bestattungsbezirke eingeteilt: 

l. Bestattungsbezirk des Friedhofs Eyendorf: 
2. Bestattungsbezirk des Friedhofs Garlstorf: 
3. Bestattungsbezirk des Friedhofs Garstedt: 
4. Bestattungsbezirk des Friedhofs Lübberstedt: 
5. Bestattungsbezirk des Friedhofs Putensen: 
6. Bestattungsbezirk des Friedhofs Tangendorf: 
7. Bestattungsbezirk des Friedhofs Toppenstedt: 
8. Bestattungsbezirk des Friedhofs Vierhöfen: 

Eyendorf 
Garlstorf 
Garstedt 
Lübberstedt 
Putensen 
Tangendorf 
Toppenstedt 
Vierhöfen 

,./4 
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Nachrichtlich (kirchliche Friedhöfe> 

9. Bestattungsbezirk des Friedhofs Salzhausen: 

Bestattungsbezirk des Friedhofs Pattensen: 

Salzhausen, Oelstorf, 
· Luhmühlen, Gödenstorf, 

Wulfsen. 

2. Die Verstorbenen werden auf dem Friedhof des Bestattungsbezirks bestattet, in dem sie 
zuletzt Wohnsitz hatten. Etwas anderes gilt, wenn 

a) ein Nutzungsrecht an einer bestimmten Grabstätte auf einem anderen Friedhof 
besteht, 

b) eine anonyme Bestattung oder andere Bestattungsform beantragt wird und der 
Friedhof, in dessen Bestattungsbezirk der Verstorbene zuletzt seinen Wohnsitz hatte, 
keine Flächen mit dieser Zweckbestimmung vorsieht, 

c) Ehegatten, Eltern, Kinder oder Geschwister auf einem anderen Friedhof bestattet sind. 

3. Die Samtgemeinde Salzhausen kann Ausnahmen zulassen. 

§4 
Schließung und Entwidmung 

1. Friedhöfe und Friedhofsstellen können aus wichtigem Grund für weitere Bestattungen 
gesperrt (Schließung) oder einer anderen Verwendung zugeführt (Entwidmung) werden. 

2. Durch Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit 
durch Schließung das Recht auf weitere Bestattungen W ahlgrabstätten/Urnenwahl­
grabstätten/Rasenwahlgrabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen erlischt, 
wird dem Nutzungsberechtigten für die restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren 
Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte/Umenwahlgrabstätte/Rasen­
wahlgrabstätte für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen zur Verfügung gestellt. 
Außerdem kann·er die Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangen. 

3. Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten 
verloren. Die in Reihen-, Umenreihengrabstätten, Rasenreihengrabstätten für Erdbe­
stattungen und Urnenbeisetzungen, Rasenwahlgrabstätten für Erdbestattungen und 
Umenbeisetzungen und Grabflächen für anonyme Bestattungen Bestatteten werden, falls 
die Ruhezeit noch nicht abgelaufen ist, die in Wahlgrabstätten/Umenwahlgrabstätten 
Bestatteten, falls die Nutzungszeit noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der 
Samtgemeinde Salzhausen in andere Grabstätten umgebettet. 

4. Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Die/der 
Nutzungsberechtigte erhält außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn der Aufenthalt 
bekannt oder zu ennitteln ist. 

, . ./5 
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5. Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig 
sind sie dem Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

6. Ersatzgrabstätten werden von Samtgemeinde Salzhausen auf ihre Kosten in ähnlicher 
Weise wie die Grabstätten auf den entwidmeten oder außer Dienst gestellten Friedhöfen/ 
Friedhofsteilen hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des 
Nutzungsrechts. 

Ordnungsvorschriften 

§ 5 
Öffnungszeiten 

1. Die Friedhöfe sind tagsüber bis zum Einbruch der Dunkelheit für den Besuch geöffnet. 

2. Die Samtgemeinde Salzhausen kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofs 
oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

§6 
Verhalten auf dem Friedhof 

1 Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde Ortes entsprechend zu verhalten. Die 
Anordnungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

2. Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 

3. Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren. Kinderwagen, Rollstühle und 
Fahrzeuge der Samtgemeinde Salzhausen sowie der für den Friedhof zugelassenen 
Gewerbetreibenden und Bestatter sind davon ausgenommen, 

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu 
bewerben, 

c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende, d. h. öffentlich 
bemerkbare Arbeiten auszuführen, 

d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der 
Samtgemeinde Salzhausen gewerbsmäßig zu fotografieren, 

e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die 1m Rahmen der 
Bestattungsfeier notwendig und üblich sind, 
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f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen 
zu beschädigen sowie Rasenflächen und Grabstätten· unberechtigt zu betreten, 

g) mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde und Begleithunde für Behinderte, 

h) die Wasserentnahme zu anderen als zu Zwecken der Grabpflege zu nutzen, 

i) das Ablegen von Grabaushub, Abraum und Abfällen außerhalb der hierfür 
vorgesehenen Plätze sowie die Entsorgung von Haus- und Gartenabfällen an den für 
Friedhofsabfälle vorgesehenen Plätzen, 

j) sich in einer der Würde des Ortes verletzenden Weise zu betragen, zu lännen, zu 
spielen', zu lagern oder Feuer anzuzünden, 

k) der Genuss von Alkohol und anderen Rauschmitteln. 

4. · Die Samtgemeinde Salzhausen kann Ausnahmen von Abs. 3 a), 3 c) und 3 h) zulassen, 
soweit sie mit dem Zweck des Friedhofs und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

§7 
Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 

1. Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und andere Gewerbetreibende bedürfen für die 
dem n..., ...... ,.;;..,, ..... Berufsbild entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der 
vorherigen Zulassung durch die Samtgemeinde Salzhausen. 

2. Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die in fachlicher, 
betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind. 

3. Unbeschadet des § 6 Abs. 3 Buchstabe c) dürfen gewerbliche Arbeiten auf den 
Friedhöfen nur montags bis freitags ausgeführt werden. In den Fällen des § 5 Abs. 2 sind 
gewerbliche rhic•,t.o,n ganz untersagt. 

4. Die Samtgemeinde Salzhausen hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der 
Antragsteller einen für die Ausführung seiner Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtver-
sicherungsschutz nachweist. · 

5. Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen sowie alle sonstigen Gesetze, Verordnungen und die 
Bestimmungen der Unfallverhütungsvorschriften sowie der Gartenbauberufs­
genossenschaft zu beachten. Auf Verlangen der Samtgemeinde Salzhausen sind 
entsprechende Nachweise vorzulegen. Die Gewerbetreibenden haften gegenüber der 
Samtgemeinde Salzhausen für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im 
Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 
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6. Gewerbetreibenden, trotz schriftlicher Mahnung gegen die Vorschrift der 
Friedhofssatzung und die dazu erlassenen Richtlinien verstoßen fachlicher 
Hinsicht unzuverlässig sind, kann die Samtgemeinde Salzhausen die Zulassung auf Zeit 
oder Dauer schriftlichen Bescheid entziehen. 

7. Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen den Friedhöfen 
nur vorübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie behindern oder 
die Friedhofsbesucher gefährden. Bei Beendigung oder bei längerer Unterbrechung der 
Tagesarbeit sind die Arbeits- und Lagerplätze wieder in den früheren Zustand zu bringen. 
Die Gewerbetreibenden dürfen auf den Friedhöfen keinerlei Abraum ablagern. 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe 
gereinigt werden. 

III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 

§8 
Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

l. Jede Bestattung ist unverzüglich nach Eintritt des Todes bei der Samtgemeinde 
Salzhausen anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 
Bei der. Anmeldung ist das mit der Abwicklung der Bestattung beauftragte Unternehmen 
zu benennen. 

2. Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen W ahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte/ 
Rasenwahlgrabstätte für Erdbestattungen und Umenbeisetzungen beantragt, ist auch das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

3. Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über 
vorzulegen. 

Einäscherung 

4. Die Samtgemeinde Salzhausen setzt Ort und Zeit der Bestattung im Benehmen mit den 
Beteiligten fest Die Bestattungen erfolgeri regelmäßig an Werktagen. Folgen zwei 
Feiertage aufeinander, so kann die Bestattung auch am 2. Feiertag stattfinden. 

5. Erdbestattungen und Einäscherungen sollen in der Regel spätestens 8 Tage nach Eintritt 
des Todes erfolgen. Urnen sollen spätestens 1 Monat nach der Einäscherung beigesetzt 
werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des Bestattungspflichtigen in einer 
Urncnreihengrabstätte bestattet. 

§9 
Särge 

1. Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit bis zum Abschluss des Bestattungsvorganges ausgeschlossen ist. Särge, 
Sargausstattungen und Sargabdichtungen dürfen nicht aus Kunststoffen oder sonstigen 
nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. 
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2. ... ........ ..., ... ,. höchstens 205 cm lang, 65 cm hoch und im Mittelmaß 65 cm breit 
Särge erforderlich, ist Samtgemeinde Salzhausen bei der Anmeldung 

Bestattung zu unterrichten. 

§ 10 
Ausheben der Gräber 

1. Die Gräber werden von der Samtgemeinde Salzhausen ausgehoben und wieder verfüllt. 

2. Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 
Oberkante des Sarges mindestens 90 cm, bis zur Oberkante der Urne mindestens 50 cm. 

3. Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 30 cm starke 
Erdwände getrennt sein. 

4. Der Nutzungsberechtigte eines bestehenden Wahlgrabes hat, sofern vorhanden und 
erforderlich, Pflanzen, Großgehölz, Einfassungen, Liegeplatten und stehende Grabmale 
spätestens zwei Werktage vor der Beisetzung zu entfernen bzw. entfernen zu lassen. 

/ 5. Kommt der Nutzungsberechtigte seinen Verpflichtungen aus Abs. 4 nicht nach und muss 
beim Ausheben der Gräber das Grabzubehör durch die Samtgemeinde Salzhausen 
entfernt werden, sind die dadurch ·entstehenden Kosten von dem Nutzungsberechtigten 

Samtgemeinde Salzhausen zu erstatten. Ein Anspruch auf Wiederverwendung oder 
Ersatz herausgenommener Pflanzen besteht nicht. Die Samtgemeinde Salzhausen haftet 
nicht für Beschädigungen an den zu entfernenden Gegenständen. 

§ 11 
Ruhezeit 

Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt auf allen Friedhöfen 25 Jahre, bei V erstorbenen 
bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 20 Jahre. 

§ 12 
Umbettungen 

1 Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

2. Leichen und Aschenreste in Urnen dürfen vor Ablauf der Ruhezeit nur mit Genehmigung 
der unteren Gesundheitsbehörde ausgegraben oder umgebettet werden. § 4 Abs. 2 bleibt 
unberührt. , 
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3. Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen:- oder ~scne1:rreste können nur mit 
. vorheriger Zustimmung der Samtgemeinde Salzhausen auch 
umgebettet werden. 

belegte Grabstätten 

4. Durchführung der Umbettung erfolgt nur auf schriftlichem Antrag unter Vorlage der 
Genehmigung der unteren Gesundheitsbehörde nach Abs. 2 bei der Samtgemeinde 
Salzhausen; antragsberechtigt ist die/der jeweilige Nutzungsberechtigte. den Fällen des 
§ 3 2 Abs. 1 b) können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit noch abgelaufen ist, 
von Amts wegen in Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen oder Rasenreihengrab­
stätten für Umenbeisetzungen umgebettet werden. 

5. Alle Umbettungen werden unter Mitwirkung bzw. Aufsicht der Samtgemeinde 
Salzhausen durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 

6. Die Kosten der Umbettung und Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstätten und 
Anlagen durch eine Umbettung zwangsläufig entstehen, haben die Antragsteller zu 
tragen. 

7. Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unter­
brochen oder gehemmt. 

8. Leichen und Aschen zu anderen als zu Umbettungszwecken wieder auszugraben; bedarf 
einer behördlichen oder richterlichen Anordnung. 

IV. Grabstätten 

§ 13 
Arten der Grabstätten 

1. Die Grabstätten bleiben Eigentum des Friedhofseigentümers. 
nur nach dieser Satzung erworben werden. 

ihnen können Rechte 

2. Die Grabstätten werden, sofern auf den Friedhöfen vorhanden, unterschieden in 

a) Reihengrabstätten, 

b) Wahlgrabstätten, 

c) Urnenreihengrabstätten, 

d) Umenwahlgrabstätten, 

e) Grabflächen für anonyme Erdbestattungen (Friedhof Eyendorf), 

f) Grabflächen für anonyme Umenbeisetzungen (Friedhöfe Eyendorfund Garstedt), 
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g) Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen, 

h) Rasenreihengrabstätten für Umenbeisetzungen 

i) Rasenwahlgrabstätten für Erdbestattungen, 

j) Rasenwahlgrabstätten für Umenbeisetzungen, 

k) Baumurnenreihengrabstätten 

1) Baumurnenwahlgrabstätten 

3. besteht kein Anspruch auf Verleihung oder Wiedererwerb von Nutzungsrechten an 
einer der Lage nach bestimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit de,r Umgebung. 

§ 14 
Reihengrabstätten 

1. Reihengrabstätten sind einstellige Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach 
belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit(§ 11) der/des zu Bestattenden 
zugeteilt werden. Für die Dauer der Ruhezeit wird ein Nutzungsrecht verliehen. Ein 
Wiedererwerb bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechts an der Reihengrabstätte ist 
nicht möglich. 

2. Reihengrabstätten sind 2,80 m lang und 1,25 m breit. 

3. Der Gebührenbescheid für den Erwerb des Nutzungsrechts gilt gleichzeitig als 
Besitzurkunde für' die/den Nutzungsberechtigte/n. 

4. Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den Fall seines 
Ablebens aus dem in Satz · 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht schriftlich übertragen. Wird bis zu 
seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten 
über: 
a) auf den überlebenden Ehegatten oder die/den eingetragene/n Lebenspartner/in 

b) auf die Kinder 

c) auf die Enkelkinder 
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d) auf die Eltern 

e) auf die Geschwister 

f) auf die Großeltern. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen wird die/der Älteste Nutzungsberechtigte/r. 

5. Auf den Ablauf des Nutzungsrechts wird die/der jeweilige Nutzungsberechtigte drei 
Monate vorher schriftlich, falls diese/r nicht bekannt oder nicht zu ermitteln ist, durch 
eine öffentliche Bekanntmachung gemäß Hauptsatzung der Samtgemeinde Salzhausen 
und durch einen Hinweis für die Dauer von zwei Monaten der Grabstätte 
hingewiesen. 

§ 15 
Wahlgrabstätten 

1. Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein Nutzungs­
recht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Der Wiedererwerb oder 
die Verlängerung eines Nutzungsrechtes ist auf Antrag möglich. 

2. Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätten vergeben. Während der 
Nutzungszeit Ablauf der Ruhezeit einer Leiche darf weitere Bestattung 
nur erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder · das 
Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit erworben wird. 

3. Wahlgrabstätten haben eine Länge von 2,80 m und eine Breite bei 

a) Einzelgräbern von 1,25 m 

b) Doppelwahlgrabstätten von 2,50 m, bei jeder weiteren Stelle erweitert sich das Maß 
der Breite jeweils um 1,50 m. 

4. Umenbeisetzungen - bis zu zwei - sind sowohl in belegten als auch in unbelegten 
Wahlgrabstätten zulässig. 

5. Der Gebührenbescheid für den Erwerb oder die Verlängerung des Nutzungsrechts gilt 
gleichzeitig als Besitzurkunde für die/den Nutzungsberechtigte/n. 

6. Die/der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu 
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei 
Eintritt eines Bestattungsfalls über andere Bestattungen und über die Art und die 
Gestaltung der Grabstätte zu entscheiden. 
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7. den Wahlgräbern werden die/der Inhaber(in) des Nutzungsrechts und deren/dessen 
Angehörige bestattet. Die Beisetzung anderer Personen als die Abs. 7 a) - c) 
aufgeführten, bedarf der Einwilligung der Samtgemeinde Salzhausen. Als Angehörige 
gelten: , 

a) Ehegatten und in eheähnlicher Gemeinschaft Lebende 

b) Verwandte auf- und absteigender Linie, angenommene Kinder und Geschwister 

c) Ehegatten der unter b) bezeichneten Personen. 

8. Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechts soll der Erwerber für den Fall seines 
Ablebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im 
Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht schriftlich übertragen. Wird bis zu 
seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in 
nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten 
über: 

a) auf den überlebenden Ehegatten oder die/den eingetragenen LebenspartnerA.n 

b) auf die Kinder 

c) auf die Enkelkinder 

d) auf die Eltern 

e) auf die Geschwister 

f) auf die Großeltern. 

Innerhalb der einzelnen Gruppen wird der Älteste Nutzungsberechtigter. 

9. Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig. 

10. Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit zurückgegeben werden. 
Freie Grabstellen von teilbelegten Grabstätten können der Friedhofsverwaltung zur 
Rücknahn1e angeboten werden. Eine Verpflichtung zur Annahme des Angebotes besteht 
nicht Bei einer freiwilligen Rückgabe des Nutzungsrechtes besteht kein Rechtsanspruch 
auf Erstattung anteiliger Benutzungsgebühr. 

11 . Auf den Ablauf des Nutzungsrechts wird der jeweilige Nutzungsberechtigte drei Monate 
vorher schriftlich, falls nicht bekannt oder nicht zu ermitteln ist, durch eine öffentliche 
Be~anntmachung gemäß Hauptsatzung der Samtgemeinde Salzhausen und durch einen 
Hinweis für die Dauer von zwei Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. 
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§ 16 
Umenreihengrabstätten 

1. Umenreihengrabstätten sind einstellige Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und 
erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit (§ 11) zur Beisetzung einer Asche 
abgegeben werden. Für die Dauer der Ruhezeit wird ein Nutzungsrecht verliehen. Ein 
Wiedererwerb bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechts an der Umenreihen­
grabstätte ist nicht möglich. 

2. In jeder Umenreihengrabstätte darf nur eine Urne beigesetzt werden. 

3. Umenreihengrabstätten haben die Größe von 1,00 m x 1,00 m. 

4. AufUmenreihengrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

a) stehende Grabmale: Breite max. 0,45 m x Stärke mind. 0, 12 m, Höhe bis 0,80 m 

a) liegende Grabmale: Größe 0,50 m x 0,40 m, Hinterkante 0, 15 m 

5. Die Vorschriften des§ 14 Abs. 4 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 17 
Umenwahlgrabstätten 

l. Umenwahlgrabstätten sind für Umenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf 
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren (Nutzungszeit) verliehen wird. Der 
Wiedererwerb oder die Verlängerung eines Nutzungsrechts ist auf Antrag möglich. 

2. Die Zahl der Urnen, die in einer Urnenwahlgrabstätte bestattet werden können, richtet 
sich nach der Größe der Grabstätte. Umenwahlgrabstätten haben je Grabstelle die Größe 
1,00 m x 1,00 m. 

3. Auf Umenwahlgrabstätten sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

b) stehende Grabmale: Breite max. 0,45 m x Stärke mind. 0,12 m, Höhe bis 0,80 m 

c) liegende Grabmale: Größe 0,50 m x 0,40 m, Hinterkante 0,15 m 

4. Die Vorschriften des§ 15 Abs. 5 bis 11 gelten entsprechend. 
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Lage: Die Grabplatte ist bündig in den Boden zu verlegen und zwar dergestalt, dass die 
Schriftzüge aller Grabplatten von und derselben Richtung aus zu lesen sind. Bei 
Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen ist die Grabplatte am Kopfende so zu . 
verlegen, dass alle Grabplatten in einer Flucht liegen. Bei Rasenreihengrabstätten für 
Urnenbeisetzungen wird die Lage der ersten Grabplatte auf dem Urnenfeld vorgegeben, 
alle weiteren Grabplatten sind so zu verlegen, dass sie in einer Flucht liegen. 

5. Für die gesamte Ruhezeit werden Gestaltung und Pflege Grabstätte von der 
Samtgemeinde Salzhausen übernommen. Grabmale sind nicht zugelassen. 

6. Grabschmuck und Pflanzen dürfen nicht auf der Grabfläche, sondern nur an den dafür 
vorgesehenen zentralen Stellen niedergelegt werden. 

7. Die Vorschriften des § 14 Abs. 4 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 20 
Rasenwahlgrabstätten 

l. Rasenwahlgrabstätten sind Rasenflächen für 2 Erdbestattungen oder 2 Urnenbeisetzungen, 
die erst im Todesfall abgegeben werden. Für Ehepaare, Paare in eheähnlicher 
Gemeinschaft und Paare in eingetragener Lebenspartnerschaft kann für den 
hinterbliebenen Partner eine Rasenreihengrabstätte neben der Grabstätte des verstorbenen 
Partners reserviert werden. Wurde der verstorbene Partner in einem Sarg bestattet und 
möchte sich der hinterbliebene Partner später in einer Urne beerdigen lassen, kann die 
Urne auch in der für die Erdbestattung reservierten Rasenreihengrabstätte neben der 
Rasenreihengrabstelle des verstorbenen Partners beigesetzt werden. Ein Rechtsanspruch 
auf eine anteilige Gebührenerstattung aufgrund des nicht genutzten Grabstellenteils 
besteht nicht. In den vorgenannten Fällen endet die Ruhezeit für beide Partner nach 25 
Jahren des zuletzt verstorbenen Partners. Eine einmalige Nutzungszeitverlängerung für 
den entsprechenden Zeitraum ist dann zu erwerben. Für die Dauer der Ruhezeit wird ein 
Nutzungsrecht verliehen. Eine Verlängerung der Nutzungszeit über die Ruhezeit des 
zuletzt verstorbenen Partners hinaus ist nicht möglich. 

2. Rasenwahlgrabstätten für Erdbestattungen sind 2,80 m lang und 2,50 m breit. 
Rasenwahlgrabstätten fur Urnenbeisetzungen sind 1,00 m lang und 2,00 m breit 

3. Jede Grabstätte (2 Stellen) ist von der/dem Nutzungsberechtigten mit einer oder zwei 
liegenden rechteckigen, auch mit abgerundeten Ecken, Grabplatt~/n, zu versehen, die 
Name, Geburts- und Sterbedatum des Verstorbenen enthält· und wie folgt gestaltet sein 
muss - wahlweise: 
Maße für eine Stelle: 50 cm breit x 40 cm lang 
Maße für zwei Stellen: 60 cm breit x 50 cm lang, mittig innerhalb der beiden Stellen zu 
verlegen 
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Material: Naturstein mit einer Mindeststärke von 10 cm 
Schrift: vertieft eingemeißelt oder erhaben frei auf der Fläche bis zu 2,5 mm aus 
demselben Stein gearbeitet 

Lage: Die Grabplatte ist bündig in den Boden zu verlegen und zwar dergestalt, dass die 
Schriftzüge aller Grabplatten von ein und derselben Richtung aus zu lesen sind. Bei 
Rasenwahlgrabstätten für Erdbestattungen ist die Grabplatte am Kopfende so zu verlegen, 
dass alle Grabplatten in einer Flucht liegen. Bei Rasenwahlgrabstätten für 
Urnenbeisetzungen wird die Lage der ersten Grabplatte auf dem Urnenfeld vorgegeben, 
alle weiteren Grabplatten sind so zu verlegen, dass sie in einer Flucht liegen. 

4. Für die gesamte Ruhezeit werden Gestaltung und Pflege der Grabstätte von der 
Samtgemeinde Salzhausen übernommen. Grabmale sind nicht zugelassen. 

5. Grabschmuck und Pflanzen dürfen nicht auf der Grabfläche, sondern nur an den dafür 
vorgesehenen zentralen Stellen niedergelegt werden. 

6. Die Vorschriften des§ 14 Abs. 4 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 21 
Baumurnenreihengrabstätten 

l. Baumurnenreihengrabstätten sind einstellige Rasen.flächen am Fuße von Bäumen, die der 
Reihe nach belegt und erst im Todesfall für die Dauer der Ruhezeit ( § 11) des zu 
Bestattenden abgegeben werden. Für die Dauer der Ruhezeit wird ein Nutzungsrecht 
verliehen. Ein Wiedererwerb bzw. eine Verlängerung des Nutzungsrechts an der 
Baumurnenreihengrabstätte ist nicht möglich. 

2. Grabflächen für Baumurnenreihengrabstätten werden auf dem Friedhof in Eyendorf 
vorgehalten. 

3. In jeder Baumumenreihengrabstätte darf nur eine Urne beigesetzt werden. 

4. Baumurnenreihengrabstätten sind 1,00 m lang und 1,00 m breit. 

5. Jede Grabstätte ist von der/dem Nutzungsberechtigten mit einer liegenden rechteckigen, 
auch mit abgerundeten Ecken, Grabplatte zu versehen, die Name, Geburts- und 
Sterbedatum des Verstorbenen enthält und wie folgt gestaltet sein muss: 
Maße:. 50 cm breit x 40 cm lang 
Material: Naturstein mit einer Mindeststärke von 10 cm 
Schrift: vertieft eingemeißelt oder erhaben frei auf der Fläche bis zu 2,5 mm aus 
demselben Stein gearbeitet 
Lage: Die Grabplatte ist bündig in den Boden zu verlegen und zwar dergestalt, dass 
Schriftzüge aller Grabplatten von ein und derselben Richtung aus zu lesen sind. Alle 
Grabplatten sind so zu verlegen, dass sie denselben Abstand zueinander haben und in 
derselben Höhe liegen. 
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6. die gesamte Ruhezeit werden Gestaltung und Pflege der Grabstätte von der 
Samtgemeinde Salzhausen übernommen. Grabmale sind nicht zugelassen. 

7. Grabschmuck und Pflanzen dürfen auf der Grabstätte nicht niedergelegt werden. 

8. Die Vorschriften des§ 14 Abs. 4 bis 5 gelten entsprechend. 

§ 22 
Baumumenwahlgrabstätten 

1. Baumumenwahlgrabstätten sind Rasenflächen am Fuße von Bäumen für 2 
Umenbeisetzungen, die erst im Todesfall abgegeben werden. Für Ehepaare, Paare in 
eheähnlicher Gemeinschaft und Paare in eingetragener Lebenspartnerschaft kann für den 
hinterbliebenen Partner eine Baumurnengrabstelle neben der Grabstelle des verstorbenen 
Partners reserviert werden. Die Ruhezeit endet für beide Partner nach 25 Jahren des 
zuletzt verstorbenen Partners. Eine einmalige Nutzungszeitverlängerung für den 
entsprechenden Zeitraum ist dann zu erwerben. Für die Dauer der Ruhezeit wird ein 
Nutzungsrecht verliehen. Eine Verlängerung der Nutzungszeit über die Ruhezeit des 
zuletzt verstorbenen Partners hinaus ist nicht möglich. 

2. Grabflächen für Baumumenwahlgrabstätten werden auf dem Friedhof in Eyendorf 
vorgehalten. 

3. Baumumenwahlgrabstätten sind 1,00 m lang und 2,00 m breit. 

4. Jede Grabstätte (2 Stellen) ist von der/dem Nutzungsberechtigten mit zwei liegenden 
rechteckigen, auch mit abgerundeten Ecken, Grabplatte/n zu versehen, die Name, Geburts­
und Sterbedatum des Verstorbenen enthält und wie folgt gestaltet sein muss: 
Maße: 50 cm breit x 40 cm lang 
Material: Naturstein mit einer Mindeststärke von 10 cm 
Schrift: vertieft eingemeißelt oder erhaben frei auf der Fläche bis zu 2,5 mm aus 
demselben Stein gearbeitet 

Lage: Die Grabplatte ist bündig in den Boden zu verlegen und zwar dergestalt, dass die 
Schriftzüge aller Grabplatten von ein und derselben Richtung aus zu lesen sind. Alle 
Grabplatten sind so zu verlegen, dass sie d~nselben Abstand zueinander haben und in 
derselben Höhe liegen. 

5. Für die gesamte Ruhezeit werden Gestaltung und Pflege der Grabstätte von der 
Samtgemeinde Salzhausen übernommen. Grabmale sind nicht zugelassen. 

6. Grabschmuck und Pflanzen dürfen auf der Grabstätte nicht niedergelegt werden. 

7. Die Vorschriften des § 14 Abs. 4 bis 5 gelten entsprechend. 
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V. Gestaltung der Grabstätten, 
Grabmale und baulichen Anlagen 

§ 23 
Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 

l. Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass die Würde 
des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtlage gewahrt wird. 

2. Der Baumbestand, der sich außerhalb der Grabstätten auf dem Friedhofsgelände befindet, 
ist möglichst zu erhalten. 

§ 24 
Al i gemeine Bestimmungen 

1. Auf den Friedhöfen dürfen nur solche Grabmale und Grabplatten errichtet und verlegt 
werden, die sich in ihrer Gestaltung, Bearbeitung, Fonn, Farbe und Anpassung an die 
Umgebung in das Gesamtbild des Friedhofs einordnen. 

2. Für Grabmale dürfen nur Naturgestein, Holz, Schmiedeeisen sowie geschmiedete oder 
gegossene Bronze verwendet werden. 

3. Grabmale müssen, sofern für die einzelnen Arten der Grabstätten keine Sonder­
regelungen gelten, folgenden Bestimmungen entsprechen: 

a) Grabmale dürfen 1,20 m in der Höhe nicht überschreiten, 

b) -Grabmale dürfen über die Grenze der Grabstätte nicht hinausragen, 

c) Firmenzeichen dülien nicht angebracht werden. 

§ 25 
Verwendung von Natursteinen 

Natursteine dürfen nur verwendet werden, wenn glaubhaft gemacht wird, dass sie in einem 
Staat oder Gebiet· gewonnen oder hergestellt wurden, in dem das Übereinkommen über das 
Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der schlimmsten Fom1en der 
Kinderarbeit vom 17.06.1999 (BGBL 200 l II 1291, Bekanntmachung vorn 28. 06.2002, 
BGB!. II S. 2352) eingehalten wird(§ 13 a NBestattG). Eine entsprechende Bescheinigung ist 
vom beauftragten Steinmetz vorzulegen. 
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§ 26 
Zustimmungserfordernis 

Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Samtgemeinde SaJzhausen, soweit die Grabmale von den Satzungsbe­
stimmungen abweichen. 

Sie ist vor der Anfertigung oder Veränderung der Grabmale zu beantragen. 
Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab· 1: 10 unter Angabe des 
Materials, seiner Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole 
sowie der Fundamentierung ist beizufügen. 

Antragsberechtigt sind die jeweiligen Nutzungsberechtigten. 

§ 27 
Fundamentienmg und Befestigung 

Die Grabmale sind nach den allgemein anerkannten Regeln des Handwerks so zu 
fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen 
benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige Anlagen 
entsprechend. 

§ 28 
Unterhaltung 

1. Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und 
verkehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich sind die jeweiligen Nutzungs­
berechtigten. 

2. Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 
davon gefährdet, sind die Nutzungsberechtigten verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu 
schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Samtgemeinde Salzhausen auf Kosten der 
Nutzungsberechtigen Sicherungsmaßnahmen (z. B. Umlegung von Grabmalen) treffen. 
Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Samtgemeinde 
Salzhausen nicht · innerhalb einer festgesetzten Frist beseitigt, ist die Samtgemeinde 
Salzhausen berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten der 
Nutzungsberechtigten zu entfernen. Die Samtgemeinde Salzhausen ist verpflichtet, diese 
Gegenstände drei Monate aufzubewahren. 

Ist die/der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht zu ermitteln, genügen als 
Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der 
Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat aufgestellt wird. 
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3. Die Nutzungsberechtigten sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von 
Grabmalen oder Grabmaiteilen verursacht wird. 

§ 29 
Entfernung 

1 Vor Ablauf der Ruhezeit oder Nutzungszeit dürfen Grabmale und Grabplatten nur mit 
vorheriger, schriftlicher Zustimmung der Samtgemeinde Salzhausen entfernt werden. 

2. Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/Umenreihengrabstätten, Rasenreihen­
grabstätten/Rasenwahlgrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahlgrab­
stätten/Urnenwahlgrabstätten oder nach der Entziehung von Nutzungsrechten sind Grab­
male und sonstige bauliche Anlagen von den Nutzungsberechtigten zu entfernen. 
Geschieht dies nicht binnen drei Monaten nach schriftlicher Aufforderung oder eines 
Hinweises auf der Grabstätte, ist die Samtgemeinde Salzhausen berechtigt, die Grabstätte 
abräumen zu lassen. Die Samtgemeinde Salzhausen ist nicht verpflichtet, das Grabmal 
oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmale und sonstige bauliche Anlagen 
gehen entschädigungslos in das Eigentum der Samtgemeinde Salzhausen über. Sofern 
Grabstätten von der Samtgemeinde Salzhausen abgeräumt werden, hat die/der jeweilige 
Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 

3. Die Samtgemeinde Salzhausen ist berechtigt, Grabmale, die ohne ihre Zustimmung gern. 
§ 26 aufgestellt wurden, einen Monat nach Benachrichtigung der/des Nutzungsberech­
tigten auf deren/ dessen Kosten entfernen zu lassen. 

VI. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 

§ 30 
Herrichtung, Unterhaltung und Pflege der Wahl- und Reihengrabstätten 

1. Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 23 hergerichtet und dauernd 
instandgehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen 
und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu entfernen und an den dafür 
vorgesehenen Plätzen abzulagern. 

2. Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen 
Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die 
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die 
öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Es dürfen nur schnittverträgliche 
Bäume gepflanzt werden. Wildwuchs von Gehölzen ist zu entfernen. 
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Gewächse, die andere Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege beeinträch­
tigen, sind auf Anordnung der Samtgemeinde Salzhausen vom Nutzungsberechtigten zu 
entfernen; dieses gilt auch für Gewächse, die durch ihre Höhe zu Beeinträchtigungen auf 
Nachbargrabstätten führen. Die Samtgemeinde Salzhausen ist berechtigt, unzulässig 
angepflanzte oder störende Bäume und Sträucher i 4 Tage nach einer schriftlichen 
Aufforderung zu beseitigen, ohne sich ersatzpflichtig zu machen. Die Kosten gehen zu 
Lasten der/des Nutzungsberechtigten, auch wenn die Samtgemeinde Salzhausen die 
Arbeiten von einer Firma ausführen lässt. 

3. Für Herrichtung und Instandhaltung ist die/der Nutzungsberechtigte verantwortlich. 
Die Verpflichtung erlischt mit Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechtes. 

4. Die Nutzungsberechtigten der Grabstätten können diese selbst anlegen und pflegen oder 
damit einen Dritten beauftragen. 

5. Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten sind innerhalb von drei Monaten nach der 
Belegung, W ahlgrabstätten/U rnenwahlgrabstätten innerhalb von drei Monaten nach der 
Belegung bzw. nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes in einer des Friedhofes würdigen 
Weise gärtnerisch anzulegen - hierzu gehört auch die Entfernung des Grabhügels nach 
einer Belegung - und bis zum Ablauf der Ruhezeit/Nutzungszeit ordnungsgemäß zu 
unterhalten. 

6. Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der 
Grabstätten obliegt ausschließlich der Samtgemeinde Salzhausen. Die Regelung des Abs. 
9 bleibt davon unbenommen. Die Samtgemeinde Salzhausen kann Ausnahmen zulassen. 

7. Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der 
Grabpflege ist nicht gestattet. 

8. Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten der 
Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grab­
schmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze 
verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen, Markierungszeichen 
und Gießkannen. 

9. Die an der Grabstätte angrenzenden Wege sind zur Hälfte von den Nutzungsberechtigten 
zu pflegen, sofern ein Hauptweg angrenzt, ist dieser in einer Breite von 0,50 m von den 
Nutzungsberechtigten zu pflegen. 

10. Das Einebnen von Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten und Reihengrabstätten/Urnen­
reihengrabstätten vor Ablauf der Ruhezeit ist nicht gestattet. 
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§ 31 
Herrichtung und Pflege der Grabstätten in Rasenlage 

1. Die Herrichtung und Pflege der Rasenreihen- und Rasenwahlgräber wird ausschließlich 
von Samtgemeinde Salzhausen vorgenommen. Für diese Grabstätten besteht keine 
Bepflanzungs- oder Pflegemöglichkeit durch den Nutzungsberechtigten. Das Aufstellen 
von Schalen, Friedhofsvasen u. ä., Blumenschmuck oder andere individuelle Gestaltungen 
auf diesen Grabstätten ist nicht zulässig. Grabschmuck und Pflanzen dürfen nur an den 
dafür vorgesehenen zentralen Stellen niedergelegt werden. Samtgemeinde ist 
berechtigt, den auf den Rasenplatten abgelegten Grabschmuck zu entfernen. 

2. Das Mähen und die Pflege des Rasens, das Auffüllen mit Erde bei eingefallenen Gräbern 
sowie das Abräumen der Grabstätte nach Ablauf der Nutzungszeit wird von der 
Samtgemeinde Salzhausen übernommen. 

3. Rasenreihen- und Rasenwahlgräber sind innerhalb von 3 Monaten mit einer Grabplatte zu 
versehen, die der Größe der in der Satzung angegebenen Maße entspricht. Bei 
Rasenreihen- und Rasenwahlgräbern für Urnen sind die Urnen so beizusetzen, dass sie 
sich in der Mitte der Grabstelle befinden. 

§ 32 
Vernachlässigung der Grabpflege 

1. Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte/Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte 
nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat die/der Nutzungsberechtigte nach 
schriftlicher Aufforderung der Samtgemeinde Salzhausen die Grabstätte innerhalb einer 
angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. Ist die/der Nutzungsberechtigte nicht bekannt 
oder nicht zu ermitteln, genügt ein Hinweis auf der Grabstätte, der dort mindestens vier 
Wochen gut sichtbar anzubringen ist. Bleibt der Hinweis unbeachtet, kann die 
Samtgemeinde Salzhausen 

a) die Grabstätte in ordnungsgemäßen Zustand herrichten lassen - sofern sich die/der 
Nutzungsberechtigte im Nachhinein ermitteln lässt, hat dieser die entstandenen Kosten 
für die Herrichtung zu tragen - oder 

b) das Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen. In dem Entziehungsbescheid wird 
der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die sonstigen baulichen 
Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides 
zu entfernen. 

2. Für Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt 
oder ist die/der Nutzungsberechtigte nicht bekannt oder nicht zu ermitteln, kann die 
Samtgemeinde Salzhausen den Grabschmuck entfernen. 
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VII. Leichenhallen und Trauerfeiern 

§ 33 
Benutzung der Leichenhalle 

1. Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen. bis zur Bestattung. Die Särge 
werden geschlossen aufbewahrt. Die Leichenhallen dürfen nur mit Erlaubnis der 
Samtgemeinde Salzhausen und in Begleitung eines Beerdigungsinstitutes oder eines 
Bediensteten der Samtgemeinde Salzhausen betreten werden. 

2. Sofern keine gesundheitsbehördlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, kann der Sarg 
der/des Verstorbenen für die Angehörigen durch die Beerdigungsinstitute vor Beginn der 
Trauerfeier oder der Beisetzung geöffnet werden. 

3. Die Särge ·sind spätestens zwei Stunden vor Beginn der Trauerfeier oder Beisetzung 
endgültig zu schließen. 

4. Die Särge der anmeldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbener sind in der 
Leichenhalle verschlossen aufzustellen. Der Zutritt zu diesen Räumen und die 
Besichtigung der Leichen bedürfen der vorherigen Zustimmung des Gesundheitsamtes. 

§ 34 
Trauerfeier 

1 Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Friedhofskapelle), am Grab 
oder an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 

2. Die Benutzung der Friedhofskapelle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an 
einer meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des 
Zustands der Leiche bestehen. 

VIII. Schlussvorschriften 

§ 35 
Alte Rechte 

1. Bei Grabstätten, über die die Samtgemeinde Salzhausen bei Inkrafttreten dieser Satzung 
bereits verfugt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen 
Vorschriften. 

2. Nutzungsrechte, die unbefristet oder auf Friedhofsdauer eingeräumt sind, enden 60 Jahre 
nach der Nutzungsgewährung. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach 
Inkrafttreten dieser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche . 
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§ 21 Abs. 5 Baumurnenreihengrabstätten 
§ 22 Abs. 4 Baumumenwahlgrabstätten 

- 25 

IV. Gestaltung der Grabstätten, Grabmale und baulichen Anlagen 

§ 23 Allgemeine Gestaltungsgrundsätze 
§ 24 Allgemeine Bestimmungen 
§ 25 Verwendung von Natursteinen 
§ 26 Zustimmungserfordernis 
§ 27 Fundamentierung und Befestigung 
§ 28 Unterhaltung 
§ 29 Abs. 1 Entfernung 

V. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 

§ 30 Abs. 1, 2, 3, 5, 7, 8, 9 und 10 
§ 31 Herrichtung und Pflege der Grabstätten in Rasenlage 
§ 32 Vernachlässigung der Grabpflege 

2. Jede Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 

§ 39 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am O 1. August 2020 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Friedhofssatzung vom 30. September 2013 außer Kraft. 

Salzhausen, den 29. Juni 2020 
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FRIEDHOFSGEBÜHRENSATZUNG 
der Samtgemeinde Salzhausen 

Aufgrund der §§ 10, 11, 13, 58, 98 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunal­
verfassungsgesetzes (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), der §§ 2, 4 und 5 des 
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 20.04.2017 (Nds. GVBl. S. 121) 
und des § 13 Abs. 4 und 5 des Niedersächsischen Gesetzes über das Leichen-, Bestattungs- und 
Friedhofswesen - Niedersächsisches Bestattungsgesetz (NBestattG) vom 08.12.2005 (Nds. GVBL 
S. 66), jeweils in der geltenden Fassung, in Verbindung mit§ 37 der Satzung über das Friedhofs­
und Bestattungswesen in der Samtgemeinde Salzhausen (Friedhofssatzung) vom 29.06.2020, hat 
der Rat der Samtgemeinde Salzhausen in seiner Sitzung am 29.06.2020 folgende Satzung 
beschlossen: 

§ 1 
Allgemeine Bestimmungen 

1. Die Samtgemeinde Salzhausen betreibt acht Friedhöfe: 

- Putensen, Schleusenweg 
- Eyendorf, Osterfeldchaussee 
- Garlstorf, Hanstedter Landstraße 
- Garstedt, Hauptstraße 
- Lübberstedt, Lübberstedter Straße 
- Toppenstedt, Tangendorfer Straße 
- Tangendorf, Aueweg 
- Vierhöfen, Alte Dorfstraße 

2. Die in Abs. 1 genannten. Friedhöfe sind zusammen ~me nicht rechtsfähige öffentliche 
Einrichtung der Samtgemeinde Salzhausen. 

3. Für die Benutzung der Friedhöfe und ihrer Bestattungseinrichtungen werden Gebühren nach 
folgenden Bestimmungen erhoben. 

4. Maßstab für die Gebührenbemessung sind Art und Umfang der Inanspruchnahme. 

5. Die Höhe der Gebühren richtet sich nach dem Gebührentarif im Anhang, der Bestandteil 
dieser Satzung ist. 

6. Verwaltungskosten werden nach der Verwaltungskostensatzung der Samtgemeinde 
Salzhausen in der jeweils geltenden Fassung erhoben. 

. .. /2 



737

- 2 -

§2 
Gebührenschuldner 

1. Zur Zahlung der Gebühren sind der jeweilige Antragsteller und die 1-1a..-,c,.n.n verpflichtet, in 
deren Auftrag der Friedhof und die Bestattungseinrichtung benutzt oder besondere Leistungen 
in Anspruch genommen werden. 

2. Wird der Antrag von mehreren Personen oder 
haftet jede dieser Personen als Gesamtschuldner. 

Auftrage mehrerer Personen gestellt, so 

3. Die Samtgemeinde Salzhausen kann auch die Personen zu Gebührenpflichtigen bestimmen, 
denen die gesetzliche Bestattungspflicht obliegt(§ 13 Abs. 5 in Verbindung mit§ 8 Abs. 3 
NBestattG). Danach haben für die Bestattung der verstorbenen Person in folgender Rangfolge 
zu sorgen: 

a) die Ehegattin oder der Ehegatte oder die eingetragene Lebenspartnerin oder der 
eingetragene Lebenspartner, 

b) die Kinder, 
c) die Enkelkinder, 
d) die Eltern, 
e) die Großeltern und 
f) die Geschwister. 

§ 3 
Fälligkeit und Entrichtung der Gebühren 

l. Die Gebührenpflicht entsteht 

a) bei den Benutzungsgebühren mit der Inanspruchnahme der Bestattungseinrichtungen, bei 
, Grabnutzungsrechten mit der Verleihung des Nutzungsrechts; 

b) bei den Kostenersätzen für Sonder- und Nebenleistungen, mit der Beendigung der 
diesbezüglichen Arbeiten. 

2. Die Gebühren und Kostenersätze werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach 
Bekanntgabe des Bescheides fällig. 

J. Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 

§4 
Stundung, Niederschlagung und Erlass von Gebühren 

Die Gebühren können gestundet, bei nachgewiesener Bedürftigkeit des Gebührenschuldners 
niedergeschlagen sowie ganz oder teilweise erlassen werden. 
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§5 
Gebühr bei Zurücknahme von Anträgen 

Wird ein Antrag Benutzung des Friedhofes oder der Bestattungseinrichtung zurückgenommen, 
nachdem mit der Ausführung des Auftrages begonnen worden ist, wird eine Gebühr bis zur Hälfte 
der im Tarif festgelegten Sätze erhoben. 

§6 
Nichtausübung des Nutzungsrechtes 

1. Übt ein Nutzungsberechtigter das Nutzungsrecht an einer Grabstelle nicht aus, so wird die 
gezahlte Gebühr nicht erstattet. 

2. Bei der Rückgabe einer Wahlgrabstätte oder Umenwahlgrabstätte werden dem 
Nutzungsberechtigten keine Gebühren zurückerstattet. 

§7 
Schlussbestimmungen 

Die Gebührensatzung tritt am O 1 August 2020 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die FriedhofsgebührensatzW1g der Samtgemeinde Salzhausen vom 30.09.2013 
außer Kraft. 

Salzhausen, den 29. JWli 2020 

Wolfgang Krause 
Samtgemeindebürgermeister 
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GEBÜHRENTARH: 

zur Friedhofsgebührensatzung der Samtgemeinde Salzhausen vom 12. Dezember 2019. 

Lfd. Nr. Bezeichnung der Leistung 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

I. Erwerb von Grabstätten 

Reihengrabstätten für Erwach­
sene und Kinder über 5 Jahre 

Reihengrabstätten für Kinder 
bis 5 Jahre 

Wahlgrabstätten je Stelle 

Rasenreihengrabstätten für 
Erdbestattungen 

Rasenwahlgrabstätten für 
Erdbestattungen je Stelle 

Urnenreihengrabstätten 

Urnenwahlgrabstätten je Steile 

Rasenreihengrabstätten für 
Umenbeisetzungen 

Rasenwahlgrabstätten für 
Umenbeisetzungen je Stelle 

t 0 Baumreihengrabstätten für 
Umenbeisetzungen 

11 Baumwahlgrabstätten für 
U rnenbeisetzungen 

775,00 € 

430,00 € 

1.100,00 € 

1.200,00 € 

1„soo,00 € 

580,00 € 

700,()0 € 

750,00 € 

880,00 € 

750,00 € 

880,00 € 
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Lfd. Nr. Bezeichnung der Leistung 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

anonyme Grabstätten für 
Erdbestattungen 

anonyme Grabstätten für 
U rnenbeisetzungen 

II. Verlängerung des Nutzungsrechts 
an Wahlgrabstätten 

Verlängerung der Nutzungszeit 
( die Gebühr für den Erwerb des 
Nutzungsrechts ist entsprechend 
der Anzahl der Jahre der Ver­
längerung anteilig zu zahlen) 

III. Benutzung der Kanelle 

Benutzung der Kapelle einschließlich 
Leichenhalle incl. Reinigung und 
Nebenleistungen wie Heizung 

IV. Ausheben und Verfüllen der Gräber 

Erdbestattungen in Reihengrabstätten 
und Wahlgrabstätten 

Beisetzung einer Aschenurne 

V. Sonstige Gebühren 

Ausgrabung einer Leiche 
(Umbettung auf einen samtgemeindeeigenen Friedhof) 
Ausgrabung einer Leiche 
(Umbettung auf einen nicht samtgemeindeeigenen Friedhof) 
Ausgrabung einer Urne 
(Umbettung auf einen samtgemeindeeigenen Friedhof) 
Ausgrabung einer Urne 

(Umbettung auf einen nicht samtgemeindeeigenen Friedhof) 

Einebnen von Gräbern auf Antrag je Stelle 

1
) Für die Kapelle in Eyendorfwird für jede 

Trauerfeier ein Entgelt erhoben, welches 
der Höhe dieses Beitrages entspricht. 

1.200,00 € 

750,00 € 

je Jahr 1/25 

300,00 €1
) 

530,00 € 

150,00 € 

1.250,00 € 

760,00 € 

400,00 € 

260,00 € 

200,00 € 
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Änderung der Geschäftsordnung für den Rat der Gemeinde Tespe 

Nach § 69 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17. Dezember 2010, in Kraft getreten am 1.11.2011 (Nds. GVBI. S. 576), in der zur 
Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemeinde Tespe in seiner Sitzung am 
27.05.2020 die folgende Geschäftsordnung für den Rat, den Verwaltungsausschuss 
und die Ratsausschüsse beschlossen: 

§ 1 Einberufung des Rates 

( 1) Der Bürgermeister lädt die Ratsmitglieder schriftlich unter Mitteilung der 
Tagesordnung. Die Ladungsfrist beträgt eine Woche. Sie kann für Eilfälle bis auf 24 
Stunden abgekürzt werden; auf die Abkürzung ist in der Ladung hinzuweisen. 

(2) Die Ladung erfolgt schriftlich und kann auf Antrag eines jeden Ratsmitgliedes 
parallel per E-Mail erfolgen. 

(3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen sind spätestens eine Woche vor der 
Sitzung ortsüblich und im Internet bekanntzumachen, sofern der Rat nicht zu einer 
nicht-öffentlichen Sitzung einberufen wird. 

§ 12 Protokoll 

(1) Für die Abfassung der Protokolle gilt§ 68 NKomVG. 

(2) Die Protokolle sollen jedem Ratsmitglied zugestellt werden. Das Protokoll soll 
spätestens nach 3 Wochen den Ratsmitgliedern vorliegen. 

(3) Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es 
abgestimmt hat. 

( 4) Bei der Beschlussfassung über die Genehmigung der Protokolle ist eine erneute 
Beratung oder eine sachliche Änderung der im Protokoll enthaltenen Beschlüsse 
unzulässig. 

(5) Das Protokoll im Verwaltungsausschuss und im Gemeinderat wird durch die im Rat 
vertretenden Fraktionen und Gruppen im Umlaufverfahren wechselnd geführt. 
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§ 16 Geltung der Geschäftsordnung 

( 1) Diese Geschäftsordnung tritt sofort in Kraft und ist bis zur erneuten 
Beschlussfassung des Rates der Gemeinde Tespe gültig. Gleichzeitig wird die 
Geschäftsordnung vom 5.5.1997 aufgehoben. 

(2) Bei Zweifeln über die Auslegung dieser Geschäftsordnung entscheidet der 
Bürgermeister. 

(3) Der Rat kann im Einzelfall mit Zweidrittel-Mehrheit der anwesenden Ratsmitglieder 
von der Geschäftsordnung abweichen, wenn nicht zwingende gesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. 

//~) 
/ ' _/.. 

Tfspe, den 7.05.2020 

Jö emer 
Gemeindedirektor 




